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1. Instanz

Aktenzeichen S 18 AL 3406/03
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2. Instanz

Aktenzeichen L 12 AL 3847/05
Datum 18.07.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 11.08.2005 wird
zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit
vom 01.04.2003 bis zum 16.04.2003 im Streit.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger war seit 1974 als Disponent fÃ¼r die Firma S. tÃ¤tig.
Nach lÃ¤ngerer Krankheit meldete er sich am 28.02.2003 fÃ¼r die Zeit ab dem
08.03.2003 (Ende des Krankengeldanspruchs) bei der Beklagten arbeitslos und
beantragte die Bewilligung von Arbeitslosengeld.

Ohne sich bis zu diesem Zeitpunkt bei seinem RentenversicherungstrÃ¤ger
gemeldet zu haben, absolvierte der KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
vom 01.04. bis zum 16.04.2003 eine MaÃ�nahme zur stufenweisen
Wiedereingliederung bei der Firma S. mit einem Zeitumfang von tÃ¤glich 3
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Stunden. Der KlÃ¤ger behauptet, er habe diesen Eingliederungsversuch vor dessen
Beginn bei der Beklagten gegenÃ¼ber deren Mitarbeiterin Frau B. angegeben. Der
Arbeitsvertrag bei der Firma S. bestand wÃ¤hrend des rund zweiwÃ¶chigen
Eingliederungsversuchs und auch danach unverÃ¤ndert weiter fort.

Mit Bescheid vom 08.04.2003 "hob" die Beklagte die "Entscheidung Ã¼ber die
Bewilligung von Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit ab dem 01.04.2003 auf", da der
KlÃ¤ger seit dem 01.04.2003 an einer MaÃ�nahme zur stufenweisen
Wiedereingliederung in das Erwerbsleben teilnehme. Mit weiterem Bescheid vom
09.04.2003 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom
08.03.2003 bis zum 31.03.2003. Am 17.04.2003 beantragte der KlÃ¤ger die erneute
GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld, nachdem er an diesem Tag die MaÃ�nahme zur
stufenweisen Wiedereingliederung abgebrochen hatte. Mit Bescheid vom
06.05.2003 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger daraufhin Arbeitslosengeld ab dem
17.04.2003.

Der KlÃ¤ger beantragte bei der Beklagten anschlieÃ�end am 07.05.2003, ihm fÃ¼r
seinen Wiedereingliederungsversuch vom 01.04. bis 16.04.2003 nach Â§ 33 Abs. 4
SGB IX Arbeitslosengeld zu bewilligen.

Die Beklagte legte dies als Widerspruch aus, den sie mit Widerspruchsbescheid vom
23.05.2003 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckwies. Der KlÃ¤ger habe im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum in einem mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich
umfassenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden, was das Tatbestandsmerkmal
der Arbeitslosigkeit nach Â§ 118 Abs. 2 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) fÃ¼r
den Bezug von Arbeitslosengeld ausschlieÃ�e. Die vom KlÃ¤ger zitierte Vorschrift
des Â§ 33 Abs. 4 SGB IX sei nicht anwendbar, da die Anspruchsvoraussetzungen des
Arbeitslosengeldes sich nach dem SGB III und nicht nach dem SGB IX richteten.
SchlieÃ�lich habe der KlÃ¤ger auch angegeben, dass zum damaligen Zeitpunkt ein
Reha-Antrag noch nicht gestellt worden sei, sodass eine Beurteilung der Frage, wer
TrÃ¤ger eines eventuellen Reha-Verfahrens gewesen wÃ¤re, nicht habe erfolgen
kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger hat am 25.06.2003 durch seine BevollmÃ¤chtigten beim Sozialgericht
Stuttgart (SG) Klage erhoben. Der KlÃ¤ger habe dem fÃ¼r ihn zustÃ¤ndigen
Mitarbeiter der Beklagten ungefÃ¤hr eine Woche vor dem 01.04.2003 den Antritt
und den zeitlichen Umfang des Arbeitsversuchs mitgeteilt. Damit sei der KlÃ¤ger
seinen in den Â§Â§ 60 ff. SGB I normierten Mitteilungspflichten nachgekommen.
Auch kÃ¶nne der Verwaltungsakt nicht nach Â§ 48 SGB X fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen werden, da der KlÃ¤ger weder vorsÃ¤tzlich gewusst noch
grobfahrlÃ¤ssig nicht gewusst habe, dass der sich aus dem Leistungsbescheid
ergebende Anspruch kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder
teilweise weggefallen sei. Denn der KlÃ¤ger sei trotz Nachfrage nicht durch seinen
Berater darÃ¼ber informiert worden, dass die WiedereingliederungsmaÃ�nahme
den Anspruch auf Arbeitslosengeld gefÃ¤hrden kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger gab hierzu an, bei dem Termin bei der Beklagten vor seiner
Wiedereingliederung seinen zustÃ¤ndigen Sachbearbeiter Herrn K. in seinem
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Zimmer nicht angetroffen zu haben. Deswegen sei er zu der Mitarbeiterin W.
gegangen, die jedoch das Erteilen einer Auskunft abgelehnt habe. AnschlieÃ�end
sei er zu der Mitarbeiterin B. gegangen, die gemeint habe, Herr K. habe wohl
Urlaub. Daraufhin habe er Frau B. mitgeteilt, dass er am 01.04.2004 mit einem
Arbeitsversuch in Form einer Wiedereingliederung beginnen werde.

Das SG holte daraufhin eine Stellungnahme bei der Beklagten Ã¼ber die Beratung
des KlÃ¤gers unmittelbar vor seinem Wiedereingliederungsversuch ein. Die
Mitarbeiterin B. teilte unter dem 06.07.2004 mit, dass sie sich an den konkreten
Sachverhalt nicht mehr erinnern kÃ¶nne, da dieser schon lÃ¤nger als ein Jahr
zurÃ¼ckliege. Spreche ein Kunde wegen eines Arbeitsversuchs zwecks
Wiedereingliederung vor, kÃ¶nne nur der Vermittler Ã¼ber eine Weiterzahlung der
Leistung entscheiden. Der Fall habe daher auch nicht ihren Aufgabenbereich
betroffen.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 11.08.2005 als unbegrÃ¼ndet abgewiesen und
dem KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich "Mutwillenskosten" in HÃ¶he von 300,00 EUR auferlegt.
Hierbei vertrat das SG zunÃ¤chst die Auffassung, dass der Bescheid vom
06.05.2003 nicht Gegenstand des Verfahrens geworden sei, da dieser einen
anderen Zeitabschnitt und mithin einen anderen Regelungsgegenstand betreffe.
Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid vom 08.04.2003 sei dahingehend auszulegen,
dass hiermit die Bewilligung von Arbeitslosengeld fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum abgelehnt werde. Da der KlÃ¤ger gewusst habe, dass Ã¼ber einen Antrag
auf Bewilligung noch nicht entschieden worden sei, habe er den unzutreffend als
"Aufhebungsbescheid" bezeichneten Bescheid nur als Ablehnungsbescheid
verstehen kÃ¶nnen. Eine Umdeutung nach Â§ 43 SGB X sei demnach entbehrlich.
Auch habe die Beklagte danach nicht die Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X fÃ¼r
eine Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosengeld beachten mÃ¼ssen. Der
Ablehnungsbescheid sei rechtmÃ¤Ã�ig, weil der KlÃ¤ger bei einer 15 Stunden
wÃ¶chentlich umfassenden BeschÃ¤ftigung nach Â§ 118 Abs. 2 Satz 1 SGB III nicht
mehr arbeitslos gewesen sei. Im Ã�brigen sei eine BeschÃ¤ftigung bei stufenweiser
Wiedereingliederung auch dann nicht kurzzeitig im Sinne von Â§ 118 Abs. 2 Satz 1
SGB III, wenn die wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 15 Stunden nicht erreicht werde.
Denn ein arbeitsunfÃ¤higer Versicherter, der seine bisherige TÃ¤tigkeit nach
Ã¤rztlicher Feststellung wieder teilweise verrichten kÃ¶nne und dadurch in das
Erwerbsleben eingegliedert werde, soll trotz der herabgesetzten Arbeitsleistung
auch unterhalb der Kurzzeitigkeitsgrenze als Versicherter und nicht als Arbeitsloser
angesehen werden (unter Hinweis auf Brand in Niesel, SGB III, Â§ 118 Rdnr. 38). Ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld fÃ¼r den begehrten Zeitraum ergebe sich auch nicht
aus Â§ 33 Abs. 4 SGB IX. Die VerhÃ¤ngung von Mutwillenskosten folge daraus, dass
der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte ausweislich des Protokolls der mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 11.08.2005 selbst erklÃ¤rt habe, dass ein Anspruch auf
Arbeitslosengeld aus seiner Sicht nicht bestehe. Erst nach einer lÃ¤ngeren
Diskussion betreffend das RechtsschutzbedÃ¼rfnis habe dann der
BevollmÃ¤chtigte mitgeteilt, er begehre nunmehr doch Arbeitslosengeld fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum. Das Urteil des SG wurde dem BevollmÃ¤chtigten
des KlÃ¤gers am 02.09.2005 zugestellt.
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Die KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten haben am 16.09.2005 beim Landessozialgericht
Berufung eingelegt. Das SG habe verkannt, dass es sich bei einer stufenweisen
Wiedereingliederung nicht um eine BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§ 7 SGB IV,
sondern um eine MaÃ�nahme der medizinischen Rehabilitation nach Â§ 42 SGB V
und den Â§Â§ 15 ff. SGB VI handele. Daher seien vorliegend nicht die Vorschriften
des Â§ 118 SGB III, sondern die Vorschriften der Â§Â§ 125 und 126 SGB III
einschlÃ¤gig. Hilfsweise werde nach MaÃ�gabe des Â§ 14 SGB IX i.V.m. Â§ 20 SGB
VI ein Anspruch auf Ã�berbrÃ¼ckungsgeld geltend gemacht. Der Anspruch werde
darauf gestÃ¼tzt, dass der KlÃ¤ger durch die Mitarbeiterin B. fehlerhaft beraten
worden sei, weil diese nach der Vorsprache des KlÃ¤gers vor dem 01.04.2003
dessen als Reha-Antrag zu wertendes Ansinnen nicht an den TrÃ¤ger der
Rentenversicherung oder der Krankenversicherung weitergeleitet habe. Im Ã�brigen
sei die MutwillensgebÃ¼hr zu Unrecht verhÃ¤ngt worden, da der Sachverhalt
rechtlich auÃ�erordentlich kompliziert sei. Die MutwillensgebÃ¼hr dÃ¼rfte nicht als
Mittel dazu dienen, eine KlagerÃ¼cknahme zu erzwingen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 11.08.2005 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 08.04.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
23.05.2003 aufzuheben und die Beklagten zu verurteilen, ihm fÃ¼r die Zeit vom
01.04.2003 bis zum 16.04.2003 Arbeitslosengeld in gesetzlicher HÃ¶he zu
gewÃ¤hren,

hilfsweise, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 08.04.2003 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.05.2003 zu verurteilen, ihm gemÃ¤Ã� 
Â§ 20 SGB VI fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2003 bis zum 16.04.2003
Ã�berbrÃ¼ckungsgeld zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Am 09.05.2006 wurde im Landessozialgericht ein ErÃ¶rterungstermin
durchgefÃ¼hrt. AuÃ�erdem wurden mÃ¼ndliche Verhandlungen am 27.06.2006
und â�� mit Vernehmung der Mitarbeiterin B. der Beklagten als Zeugin â�� am
18.07.2006 durchgefÃ¼hrt. FÃ¼r die weiteren Einzelheiten wird auf die
beigezogenen Verwaltungsakten, die Akten des SG und die Akten des
Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach den Â§Â§ 143 f. Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssige Berufung ist nicht
begrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht entschieden, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 01.04.2003 bis zum 16.04.2003 keinen
Anspruch auf Arbeitslosengeld hat.
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ZunÃ¤chst hat das SG zutreffend erkannt, dass der angegriffene Bescheid vom
08.04.2003 als Ablehnungsbescheid und nicht als Aufhebungsbescheid auszulegen
ist, da bei der Bekanntgabe des Bescheides eine Bewilligung von Arbeitslosengeld
noch nicht erfolgt war. Der Bescheid unterliegt daher nicht den Voraussetzungen
des Â§ 45 SGB X oder des Â§ 48 SGB X, welche die RÃ¼cknahme und Aufhebung
der GewÃ¤hrung bereits bewilligter Leistungen betreffen.

Anspruch auf Arbeitslosengeld haben nach Â§ 117 Abs. 1 SGB III in der bis zum
31.12.2004 geltenden Fassung Arbeitnehmer, die arbeitslos sind, sich beim
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt haben. Arbeitslos
ist nach Â§ 118 Abs. 1 SGB III in der bis zum 31.12.2004 geltenden Fassung ein
Arbeitnehmer, der vorÃ¼bergehend nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
steht (BeschÃ¤ftigungslosigkeit) und eine versicherungspflichtige, mindestens 15
Stunden wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigung sucht (BeschÃ¤ftigungssuche). 
Â§ 118 Abs. 2 Satz 1 SGB III bestimmt hierzu, dass die AusÃ¼bung einer weniger als
15 Stunden wÃ¶chentlich umfassenden BeschÃ¤ftigung BeschÃ¤ftigungslosigkeit
nicht ausschlieÃ�t, wobei gelegentliche Abweichungen von geringer Dauer
unberÃ¼cksichtigt bleiben.

Vorliegend ist unstreitig, dass der KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum 15
Stunden pro Woche gearbeitet hat. Seine BeschÃ¤ftigung zu dieser Zeit war daher
nicht mehr geringfÃ¼gig im Sinne von Â§ 118 Abs. 2 Satz 1 SGB III und schloss das
Merkmal der Arbeitslosigkeit im Sinne der Â§Â§ 117 ff. SGB III aus. HierfÃ¼r ist es
rechtlich unerheblich, dass der KlÃ¤ger nach seinen Angaben fÃ¼r die Zeit des
Wiedereingliederungsversuchs keinen Arbeitslohn erhalten hat; maÃ�geblich ist
insofern allein das Erreichen der Zeitgrenze und nicht die Erzielung von
Arbeitsentgelt (Brand in Niesel, SGB III, 3. Aufl. 2005, Â§ 119 Rdnr. 29). Das SG hat
im Ã�brigen zutreffend darauf hingewiesen, dass bei einem
Wiedereingliederungsversuch nach ArbeitsunfÃ¤higkeit auch eine BeschÃ¤ftigung
unterhalb der Zeitgrenze des Â§ 118 Abs. 2 SGB III dazu fÃ¼hrt, dass die
Versicherungspflicht zu bejahen und Arbeitslosigkeit zu verneinen ist (vgl. Brand
a.a.O. Rdnr. 42).

Etwas anderes gilt vorliegend auch nicht nach Â§ 125 III oder Â§ 126 SGB III. Nach 
Â§ 125 Abs. 1 Satz 1 SGB III in der bis zum 31.12.2003 geltenden Fassung hat
Anspruch auf Arbeitslosengeld auch, wer allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil er
wegen einer mehr als sechsmonatigen Minderung seiner LeistungsfÃ¤higkeit
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigungen nicht unter den Bedingungen ausÃ¼ben kann, die auf dem fÃ¼r
ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarkt ohne BerÃ¼cksichtigung der Minderung
der LeistungsfÃ¤higkeit Ã¼blich sind, wenn verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit im
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung nicht festgestellt worden ist. Ã�ber Â§
125 SGB III kann jedoch ausschlieÃ�lich die VerfÃ¼gbarkeit im Sinne des
"ArbeitenkÃ¶nnens" fingiert werden und nicht das Fehlen des Merkmals der
Arbeitslosigkeit wegen der AusÃ¼bung einer TÃ¤tigkeit Ã¼ber der
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze in Â§ 118 Abs. 2 SGB III (vgl. BSG SozR 3-4100 Â§ 105 a
Nr. 4). Auch Â§ 126 SGB III ist nicht einschlÃ¤gig, weil der KlÃ¤ger hierfÃ¼r
wÃ¤hrend des Bezugs von Arbeitslosengeld arbeitsunfÃ¤hig geworden sein
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mÃ¼sste. Der KlÃ¤ger war jedoch schon vor dem Bezug von Arbeitslosengeld am
08.03.2003 arbeitsunfÃ¤hig, weil er zu diesem Zeitpunkt von seiner Krankenkasse
ausgesteuert worden ist. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass er anschlieÃ�end zunÃ¤chst
wieder arbeitsfÃ¤hig und dann wÃ¤hrend des Bezugs von Arbeitslosengeld bis zum
31.03.2003 erneut arbeitsunfÃ¤hig geworden sein kÃ¶nnte, sind nicht ersichtlich.

Sofern der KlÃ¤ger geltend macht, er sei von der Beklagten falsch beraten worden,
fÃ¼hrt dies zu keiner anderen Beurteilung. FÃ¼r eine falsche Beratung der
Beklagten liegt die Feststellungslast beim KlÃ¤ger. Aus den Akten ist eine
fehlerhafte Beratung nicht ersichtlich. Die vom SG gehÃ¶rte Mitarbeiterin der
Beklagten B., die der KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich namentlich benannt hat, konnte sich
an keinen Vorfall mehr erinnern. Dies hat sie auch in ihrer Zeugenaussage vor dem
Senat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 18.07.2006 in glaubhafter Weise
bestÃ¤tigt.

Sofern der KlÃ¤ger auf die Vorschriften der Â§ 33Abs. 4 SGB IX, Â§ 14 SGB IX und Â§
20 SGB VI verweist, ist vorliegend maÃ�geblich, dass der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung
von Arbeitslosengeld beantragt, dessen Anspruchsvoraussetzungen in den Â§Â§ 117
ff. SGB III geregelt sind. Eine Verurteilung der Beklagten zu Leistungen nach dem
SGB VI ist Ã¼berdies nicht mÃ¶glich, weil die Beklagte fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem SGB VI nicht zustÃ¤ndig ist.

SchlieÃ�lich ist die Auferlegung von Verschuldenskosten ("Mutwillenskosten") durch
das SG nach Â§ 192 SGG weder dem Grunde noch der HÃ¶he nach zu beanstanden.
Ausweislich des Protokolls der mÃ¼ndlichen Verhandlung des SG vom 11.08.2005
hat der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte in dem Termin gesagt, dass "mit der Klage keine
Leistungen begehrt" wÃ¼rden. Es sei "klar, dass der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 01.04. bis zum 16.04.2003 habe". Dass dann
nach einem Hinweis auf das fehlende RechtsschutzbedÃ¼rfnis und die MÃ¶glichkeit
der Auferlegung von Verschuldenskosten dennoch Antrag auf Verurteilung der
Beklagten zur GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld beantragt worden ist, durfte das
SG zu Recht so auslegen, das der Antrag auf Verurteilung der Beklagten zur
GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld ausschlieÃ�lich deswegen gestellt worden ist,
um die VerhÃ¤ngung von Verschuldenskosten zu vermeiden. Das insoweit
dokumentierte Wissen des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten, der Fachanwalt fÃ¼r
Sozialrecht ist, um die Aussichtslosigkeit der Klage ist dem KlÃ¤ger nach Â§ 192
Abs. 1 Satz 2 SGG zuzurechnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 01.08.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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